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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Jutta Wid-
mann, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Ha-
nisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter 
Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard 
Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Benno Zierer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

Volksfeste schützen – flexiblere Arbeitszeiten zulassen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, 

1. dass der Beschluss der Arbeits- und Sozialministerkonferenz vom 
16. April 2015 hinsichtlich längerer täglicher Arbeitszeiten im 
Schaustellergewerbe schnellstmöglich unbürokratisch umgesetzt 
wird und alle Betriebe eines Volkfestes sowie Betriebe auf Jubilä-
umsveranstaltungen als Saisonbetriebe nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 Ar-
beitszeitgesetz (ArbZG) eingestuft werden und damit bis zu 12 
Stunden täglich arbeiten können. 

2. dass die Dokumentationspflichten in ihrer jetzigen Form für 
Schaustellerbetriebe abgeschafft werden und durch eine monatli-
che Dokumentation der Arbeitszeiten ersetzt werden. 

 

 

Begründung: 

Die Arbeitszeitregelungen dienen grundsätzlich dem Schutz der Ar-
beitnehmer, sie sind allerdings auf gewöhnliche Arbeitsverhältnisse 
angepasst. Bei Volksfesten und Jubiläumsveranstaltungen treten aber 
innerhalb weniger Tage hohe Arbeitsbelastungen auf, die einen höhe-
ren Arbeitseinsatz des Personals erfordern. Daher muss den Betrie-
ben die dafür notwendige Flexibilität eingeräumt werden. Saisonbe-
triebe dürfen gemäß dem Arbeitszeitgesetz bis zu 12 Stunden täglich 
arbeiten, daher sollte diese Möglichkeit in der Praxis für betroffene 
Betriebe unbürokratisch möglich sein. Eine Änderung der Dokumenta-
tionspflichten hin zu einer monatlichen Dokumentation der Arbeitszei-
ten würde eine deutliche Entlastung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
bedeuten und diesen eine flexiblere Handhabung der Arbeitszeiten er-
möglichen. Anhand der dokumentierten Arbeitsstunden und des ge-
zahlten Bruttolohns kann trotzdem der Stundenlohn durch die Kon-
trollbehörden einfach nachvollzogen und hinsichtlich des vereinbarten 
Mindestlohns überprüft werden. 


